
duktion an Massengebrauchsgütern herbeigeführt wer­
den würde. Die dargelegten, der Konstruktion anhaf­
tenden Unvollkommenheiten lassen begründete Zweifel 
an einer derartigen Aussicht aufkommen. Aber selbst 
wenn man in dieser Hinsicht die Erwartungen der Ver­
klagten vollauf teilen wollte, so kann doch gerade bei 
Berücksichtigung der eingangs dargelegten hohen An­
forderungen unseres Patentgesetzes an das wirklich 
schöpferische Ausmaß der in Rede stehenden geistigen 
Leistung und an das hierfür ausschlaggebende allge­
mein-gesellschaftliche Interesse, die Qualität der von 
der Verklagten aufgebrachten geistigen Leistung nicht 
als so hochstehend anerkannt werden, daß sie eine 
wirkliche B e r e i c h e r u n g  unserer Technik, selbst 
auf dem engeren Gebiete der Haushaltsgerät, darstellt. 
Wenn überhaupt ein Fortschritt gegenüber dem ..Riffel­
zober“ der Firma Kr. anzuerkennen sein sollte, so ist 
der von der Verklagten getane Schritt im günstigsten 
Falle doch nur eine für jeden Fachmann recht nahe­
liegende rein äußerliche Konstruktionsänderung oder — 
wenn man will — Verbesserung, die in ihrem Werte 
nicht einmal den zahlreichen nichtpatentierten Verfah­
ren gleichkommt, die durch den Austausch wichtiger 
Metalle mit neuartigen und gleichwertigen Kunststof­
fen eine wirkliche Förderung unserer gesellschaftlichen 
Produktion in sich schließen.

Entscheidungen anderer Gerichte
Zivilrecht und Familienrecht

§ 9 GVVO; § 1 WO; §§ 651, 328, 823 BGB.
1. Gesellschaftliche Organisationen, ausgenommen die 

Konsumgenossenschaften, unterliegen nicht der Ver­
tragsabschlußpflicht nach § 1 WO. Für die Entscheidung 
von Streitigkeiten solcher Organisationen aus Kauf- und 
Lieferverträgen sind daher die Zivilgerichte zuständig.

2. Durch einen Werklieferungsvertrag, bei dem die 
von dem Lieferbetrieb an den Besteller gelieferte Ware 
zur Herstellung von Erzeugnissen für einen Dritten 
bestimmt ist, werden keine Rechtsbeziehungen zwischen 
dem Letztempfänger und dem Lieferanten begründet, 
soweit nicht der Besteller als Stellvertreter des Letzt­
empfängers handelt.

KG, Urt. vom 4. Dezember 1954 — Uz 14/54.
Die Klägerin erteilte dem VEB T. in Berlin mit Schreiben 

vom 21. März 1953 den Auftrag, für das Gesangs- und Tanz­
ensemble des FDGB W. eine einheitliche Festkleidung, be­
stehend aus 102 Anzügen, einem Kostüm und 49 Abend­
kleidern, anzufertigen. Sie vereinbarte weiter mit dem 
VEB T., daß dieser die dazu erforderlichen Stoffe einkaufen 
sollte, und übermittelte ihm zu diesem Zweck eine Material­
zuweisung für das Ensemble über 500 qm Stoff, nachdem das 
Ensemble aus verschiedenen Stoffproben den mit dem Prädi­
kat „Sonderklasse“ ausgezeichneten Dessin 920 für die Anzüge 
ausgewählt hatte.

Der VEB T. kaufte daraufhin bei der Beklagten 350 m von 
diesem Anzugstoff, worüber ein Versorgungsvertrag mit 
Datum vom 12. April 1953 abgeschlossen wurde.

Die Beklagte hatte den Stoff von dem VEB A. bezogen, 
lieferte ihn an den VEB T. und erteilte diesem am 1. und 
8. Juni 1953 Rechnung. Der VEB T. seinerseits stellte der Klä­
gerin diesen Stoff am 3. und 9. Juni 1953 einschließlich eines 
Aufschlages in Rechnung.

Während der Anfertigung der Kleidung durch den VEB T. 
stellte es sich heraus, daß der Stoff das Bügeln nicht vertrug 
und stark einlief, so daß die Kleidungsstücke zum über­
wiegenden Teil nicht mehr paßten. Nach den vom VEB T. 
daraufhin eingeholten Gutachten zweier Prüfdienststellen des 
Amtes für Material- und Warenprüfung vom 25. und 29. Sep­
tember 1953 sind diese Schäden darauf zurückzuführen, daß 
der Stoff anomale Krumpfeigenschaften hat, weil er unsach­
gemäß ausgerüstet ist, und auf keinen Fall Sonderklasse dar­
stellt, vielmehr selbst den noch für Güteklasse II zulässigen 
Krumpfwert beträchtlich übersteigt. Der VEB T. rügte die 
Mängel des Stoffes gegenüber der Beklagten mit Schreiben 
vom 18. September 1953.

Die Klägerin hat von der Beklagten Ersatz des ihr durch 
die mangelhafte Lieferung entstandenen Schadens be­
ansprucht.

Die Beklagte hat Abweisung der Klage beantragt und ein­
gewendet, daß die Klägerin zur Geltendmachung des erhobe­
nen Ansoruchs nicht legitimiert sei, weil zwischen den Par­
teien kein Vertragsverhältnis bestehe, sondern nur zwischen 
dem VEB T. und der Beklagten. Daraus aber, daß es sich 
hierbei um einen im Rahmen des Allgemeinen Vertrags­
systems abgeschlossenen Vertrag handele, ergebe sich, daß das 
Vertragsgericht zuständig und der Zivilrechtsweg unzulässig 
sei. Im übrigen erhebe sie gegenüber dem Anspruch der 
Klägerin auch die Einrede der Verjährung.

Die Klägerin hat erwidert, daß sie deshalb aktiv legitimiert 
sei. weit der VEB T. im Einverständnis der Parteien wegen 
einer damaligen Liefersperre für Kulturensembles nur nach 
außen hin als Käufer aufgetreten sei, während dies in Wirk­
lichkeit die Klägerin gewesen sei. Das ergebe sich aus dem

Vermerk ln den Rechnungen der Beklagten „Ware für FDGB-
Kulturensemble. Da es sich bei der Lieferung des Stoffes an 
die Klägerin nicht um einen solchen zwischen Vertrags­
pflichtigen im Rahmen des Volkswirtschaftsplanes handele, sei 
der Rechtsweg vor den Zivilgerichten zulässig. Wenn die 
Klägerin die Einrede der Verjährung erhebe, so widerspreche 
das in Anbetracht der zwischen den Parteien geführten länge­
ren Verhandlungen den Grundsätzen von Treu und Glauben.

Das Stadtgericht hat die Klage mit der Begründung ab­
gewiesen, daß die Klägerin zur Geltendmachung des erhobe­
nen Anspruchs nicht legitimiert sei. In den Gründen des 
Urteils ist ausgeführt, daß nicht die Klägerin, sondern der 
VEB T. Vertragspartner der Beklagten gewesen sei: das 
ergebe sich insbesondere und eindeutig aus dem Versorgungs­
vertrag vom 14. Februar 1953. Danach habe der VEB T. an 
dem gelieferten Stoff Eigentum erworben und den Kauf­
preis an die Beklagte gezahlt. An diesem Ergebnis ändere 
auch der Vermerk auf den Rechnungen „Ware für FDGB- 
Kulturensemble“ nichts, da er nur die, Bedeutung eines Hin­
weises darauf habe, daß diese Teilpa'rtien aus dem Versor­
gungsvertrage für den FDGB bestimmt seien. Aus anderen 
rechtlichen Gesichtspunkten ergebe sich ebenfalls keine 
Grundlage für den Anspruch der Klägerin gegenüber der Be­
klagten. '

Gegen dieses Urteil richtet sich die Berufung der Klägerin. 
Sie vertritt unter Wiederholung und Ergänzung ihrer bis­
herigen rechtlichen Ausführungen die Ansicht, daß der 
Zivilrechtsweg zulässig und nicht der VEB T„ sondern sie 
selbst Vertragspartner der Beklagten sei. Hierzu trägt sie in 
Abänderung ihrer Darstellung in erster Instanz vor. daß das 
Gesangs- und Tanzensemble nicht unter die damalige Sperre 
für Einkäufe für Verwaitungs- und kulturelle Zwecke gefaben 
sei, wovon auch der VEB T. Mitteilung erhalten habe. Für 
diesen habe daher keine Notwendigkeit bestanden, den Kauf 
im eigenen Namen vorzunehmen. Der zwischen ihm und der 
Beklagten abgeschlossene Versorgungsvertrag mit Datum vom 
12. April 1953 sei, wie die Klägerin erst letzt erfahren habe, 
erst ein Jahr später gefertigt worden. Deshalb könne er für 
die Frage, wer Vertragspartner eines im Frühjahr 1953 ge­
schlossenen Kaufvertrages über den Stoff gewesen sei, nicht 
von Bedeutung sein.

Das Kammergericht hat die Berufung zurückgewiesen.

Aus den G r ü n d e n :
Mit Recht ist die Klägerin der Auffassung, daß für 

ihren Anspruch das Zivilgericht zuständig ist. Sie gehört 
als Massenorganisation nicht zu den nach der VO über 
d!e Einführung des Allgemeinen Vertragssystems für 
Warenlieferungen in der volkseigenen und ihr gleich­
gestellten Wirtschaft vom 6. Dezember 1951 (GBl.
S. 1141) vertragspflichtigen Produktions- und Handels­
betrieben der volkseigenen und ihr gleichgestellten so­
wie der genossenschaftlxhen Wirtschaft. Wie aus der 
Präambel dieser Verordnung hervorgeht, dient sie der 
Förderung und Weiterentwicklung des Prinzips der 
wirtschaftlichen Rechnungsführung; sie soll das Ver­
tragssystem der volkseigenen und ihr gleichgestellten 
Wirtschaft festigen und die Plandisziplin, die Initiative 
und die Verantwortlichkeit in den Industriebetrieben 
und Handelsorganen erhöhen. Die Klägerin hat keine 
der in der Verordnung genannten Aufgaben zu erfüllen. 
Sie ist auch kein privater Industriebetrieb, für den durch 
§ 4 der VO über die Neuregelung der Vertragsbeziehun­
gen der privaten Industriebetriebe vom 29. Oktober 1953 
(GBl. S. 1078) ebenfalls die Zuständigkeit des Vertrags­
gerichtes begründet wird. Nur wenn diese Voraus­
setzungen vorlägen, wäre für den auf mangelhafte Ver­
tragserfüllung gestützten Anspruch der Klägerin der 
Zivilrechtsweg wegen Zuständigkeit des Staatlichen 
Vertragsgerichtes unzulässig (§ 9 GWO, § 1 der VO 
über die Bildung und Tätigkeit des Staatlichen Ver­
tragsgerichtes vom 6. Dezember 1951 — GBl. S. 1143). 
Demnach kommt es für diese Frage nicht darauf an. ob 
die Klägerin für ihren Bedarf'eine Materialzuweisung 
erhalten hat.

Die Klägerin ist auch für die Geltendmachung der 
Klagforderung aktiv legitimiert; denn nur ihr ist ein 
Schaden entstanden, wenn die behaupteten Mängel zu­
treffen.

Jedoch fehlt es an der Passivlegitimation der Beklag­
ten. Die Klägerin hat, wie sie seihst vorträgt, dem VEB
T. mit Schreiben vom 23. März 1953 n:cht nur den Auf­
trag zur Herstellung der Festbekleidung erteilt, sondern 
außerdem mit ihm auch vereinbart, daß er den dazu 
erforderlichen Stoff beschaffen sollte Eine solche Ver­
einbarung, durch die sich der e;ne Vertragspartner zur 
Herstellung e;nes Werkes aus von ihm zu beschaffenden 
Stoffen verpflichtet, während der andere Vertragspart­
ner das Wenk abzunehmen und zu vergüten hat. stellt 
rechtlich einen WerkFeferungsvertrag im Sinne des § 651 
BGB dar. Dafür, daß die Klägerin mit dem VEB T. 
einen solchen Vertrag abgeschlossen und den VEB T. 
nicht, w;e sie behauptet, nur beauftragt hat, in ihrem 
Namen einen Kaufvertrag über den Stoff mit der Be-
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